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Krankentransport zur stationären und ambulanten Behandlung 
 
 
Gesetzliche Krankenkassen übernehmen Fahrtkosten für eine zwingend medizinisch notwendige Kranken-
beförderung. Die Auswahl des Fahrzeugs richtet sich nach der medizinischen Notwendigkeit im Einzelfall. 

Die Verordnung soll vor der Beförderung ausgestellt werden. Nur ausnahmsweise, insbesondere in Notfäl-
len, kann sie nachträglich verordnet werden. Die Fahrt muss auf direktem Weg erfolgen. Hin- und Rückweg 
werden gesondert auf Wirtschaftlichkeit und Notwendigkeit hinsichtlich des aktuellen Gesundheitszustands 
des Patienten sowie der Gehfähigkeit geprüft.  

1. Rettungsfahrten werden in Notfällen und nach zu erwartender Notwendigkeit verordnet. Als Trans-
portmittel kommen je nach Bedarf Rettungswagen, Notarztwagen oder Rettungshubschrauber in Frage. 

2. Krankentransporte sind für Patienten, die während der Fahrt eine fachliche Betreuung durch qualifi-
ziertes nicht-ärztliches Personal (keine Notfälle) oder die besonderen Einrichtungen des Krankentrans-
portwagens brauchen. (Genehmigung der Kasse im Vorfeld einholen!)  

3. Krankenfahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln, privaten Kraftfahrzeugen, Mietwagen oder Taxen 
(auch Fahrzeuge mit behindertengerechten Einrichtungen zur Beförderung von Rollstuhlfahrern): Keine 
fachliche Betreuung oder medizinische Versorgung! (Genehmigung der Kasse im Vorfeld einholen!)  

 

Fahrtkosten zum Krankenhaus 

Die Krankenkasse übernimmt die Kosten (Zuzahlung – siehe unten)  

▪ für Fahrten zum Krankenhaus bei einer stationären Behandlung;  

▪ nach erfolgter Genehmigung bei Leistungen, die stationär erbracht werden;  

▪ für Fahrten zur Verlegung in ein anderes Krankenhaus nur, wenn die Verlegung aus zwingenden medizi-
nischen Gründen erforderlich ist, oder bei einer Verlegung in ein wohnortnahes Krankenhaus; 

▪ für Rettungsfahrten zum Krankenhaus, auch wenn eine stationäre Behandlung nicht erforderlich ist; 

▪ für Krankentransporte zum Krankenhaus, wenn eine fachliche Betreuung oder besondere Einrichtungen 
eines Krankenkraftwagens notwendig ist oder dies auf Grund des Zustandes des Patienten zu erwarten 
ist; 

▪ für Fahrten zur ambulanten Krankenbehandlung sowie zur vor- und nachstationären Behandlung und 
zu ambulanten Operationen im Krankenhaus (§§ 115a, 115b), wenn dadurch voll- oder teilstationäre 
Krankenhausbehandlung (§ 39) vermieden oder verkürzt wird oder diese nicht ausführbar ist. 
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Fahrtkosten zur ambulanten Behandlung  
 
Krankenfahrten zur ambulanten Behandlung  

gelten als genehmigt für Versicherte,  

▪ die einen Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen „aG“, „Bl“ oder „H“ haben,  

▪ die in der Pflegeversicherung in Pflegegrad 4 oder 5 eingestuft sind,  

▪ oder bei Menschen in Pflegegrad 3 mit einer festgestellten dauerhaften Beeinträchtigung der Mobilität. 
 
Krankentransporte zur ambulanten Behandlung 

Eine Genehmigung durch die Krankenkasse ist erforderlich, wenn die Beförderung aufgrund der benötigten 
medizinisch-fachlichen Betreuung oder fachgerechten Lagerung der Patientin oder des Patienten mit einem 
Krankentransportwagen erfolgen muss. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In folgenden Ausnahmefällen können Fahrten zur ambulanten Behandlung verordnet werden: 

▪ Wenn eine Erkrankung vorliegt, die eine hochfrequente Behandlung über einen längeren Zeitraum er-
forderlich macht, und diese Behandlung die Patientin oder den Patienten in einer Weise beeinträchtigt, 
dass eine Beförderung zur Vermeidung von Schaden an Leib und Leben unerlässlich ist (Dialyse, Strah-
len- bzw. Chemotherapie). Die vorgängige Genehmigung ist bei diesen planbaren Fahrten erforderlich. 

▪ Erkrankte, deren Behandlung nicht den genannten Fallbeispielen entspricht, haben die Möglichkeit, 
eine Genehmigung und Prüfung ihres Einzelfalls durch die Krankenkasse zu beantragen. 

 
Als Fahrkosten werden anerkannt: 

▪ Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel unter Ausschöpfen von Fahrpreisermäßigungen, 

▪ Kosten für Taxi oder Mietwagen, wenn ein öffentliches Verkehrsmittel nicht benutzt werden kann,  

▪ Nutzung eines Krankenkraftwagens oder Rettungsfahrzeugs, wenn ein öffentliches Verkehrsmittel, ein 
Taxi oder ein Mietwagen nicht benutzt werden kann, 

▪ Nutzung eines privaten Kraftfahrzeugs (Kilometergeld nach dem Bundesreisekostengesetz), höchstens 
jedoch die Kosten für öffentliche Verkehrsmittel, Taxi, Mietwagen oder Krankenkraftwagen beziehungs-
weise Rettungsfahrzeug. 

 
Krankenrücktransport ins Inland 
Keine Kostenübernahme! (=> Versicherung im Rahmen einer Auslandsreisekrankenversicherung) 

Bitte beachten Sie:  

Fahrten zur ambulanten Behandlung müssen im Allgemeinen von den Versicherten selbst bezahlt wer-
den. Sie können nur in den hier genannten besonderen Ausnahmefällen verordnet werden. Fahrten zum 
Abstimmen von Terminen, Erfragen von Befunden, Abholen von Verordnungen können nicht verordnet 
werden. Auch Fahrten zur Kurzzeitpflege sind selbst zu finanzieren. 
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Reisekosten zur medizinischen Rehabilitation  

im Rahmen der Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen (Neuntes Buch Sozialgesetz-
buch – SGB IX) 

Als Reisekosten werden die erforderlichen Fahr-, Verpflegungs- und Übernachtungskosten übernommen, 
die im Zusammenhang mit einer medizinischen Rehabilitation (oder zur Teilhabe am Arbeitsleben) stehen.  

Dazu gehören die Kosten für 

▪ das wegen der Art oder Schwere der Behinderung erforderlich Beförderungsmittel, 

▪ eine erforderliche Begleitperson einschließlich deren entstehender Verdienstausfall, 

▪ die Mitnahme von Kindern an den Rehabilitationsort, weil ihre anderweitige Betreuung nicht sicherge-
stellt ist sowie 

▪ den erforderlichen Gepäcktransport.  

▪ Werden die Leistungen länger als acht Wochen erbracht, erstattet die Kasse zwei Familienheimfahrten 
je Monat oder Fahrten von Angehörigen zum Aufenthaltsort der Leistungsempfänger. 

Die Krankenkasse übernimmt die Fahrkosten 2. Klasse für öffentliche Verkehrsmittel oder erstattet Kilome-
tergeld nach dem Bundesreisekostengesetz (§ 5 BRKG).  
 
Zuzahlung  

Zehn Prozent je Fahrt – mindestens 5 Euro, höchstens 10 Euro (§ 61 SGB V). Versicherte, die die Belastungs-
grenze (§ 62 SGB V) überschritten haben, sind von weiteren Zuzahlungen befreit. 
 
 
 
 
 
Krankentransport umfasst auch Fahrten zu Gesundheitsuntersuchungen und Krebsfrüherkennungen 

Die Ergänzung des § 8 der Richtlinie (G-BA vom 20. Oktober 2022) ermöglicht die Übernahme der Kranken-
transportkosten auch für Gesundheits- und Krebsfrüherkennungsuntersuchungen für Erwachsene und Kin-
der gemäß den §§ 25 und 26 Sozialgesetzbuch Fünftes Buch (SGB V). Diese Fahrten können für Versicherte 
verordnet werden, mit den Merkzeichen „aG“, „Bl“ oder „H“ oder mit den Pflegegraden 3, 4 oder 5. Bei 
Pflegegrad 3 muss die dauerhafte Beeinträchtigung der Mobilität nachgewiesen werden. 

Krankenfahrten beispielsweise mit einem Taxi oder Mietwagen müssen nicht im Vorfeld genehmigt wer-
den. Ist während der Fahrt eine medizinisch-fachlichen Betreuung oder eine fachgerechte Lagerung not-
wendig, muss für die Fahrt mit dem Krankentransportwagen vorab genehmigt werden. 

Weiterführende Informationen 

▪ Krankentransport-Richtlinie: Genehmigungsverfahren für Krankenfahrten zur ambulanten Behandlung 
mobilitätsbeeinträchtigter Menschen  www.g-ba.de/beschluesse/4112/  

▪ Krankenversicherungsgesetz: § 60 SGB V – Fahrkosten www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__60.html 

▪ Klarstellung zur Verordnungsmöglichkeit von Krankenfahrten nach § 8 der Krankentransport-Richtlinie 
zu Gesundheits- und Krebsfrüherkennungsuntersuchungen:  www.g-ba.de/beschluesse/5673/ 

Hinweis für Eltern: Auch für Kinder unter 18 Jahren gilt die Zuzahlungspflicht bei Krankenfahrten! 
 (Alle anderen medizinischen Leistungen sind für Kinder zuzahlungsfrei.) 

http://www.g-ba.de/beschluesse/4112/
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_5/__60.html
http://www.g-ba.de/beschluesse/5673/

